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Bericht zum Prozeßbeginn gegen Ingrid Jakobsmeier 


Der Prozeß gegen Ingrid Jakobsmeier, 
Gefangene aus der RAF, hat erst um 10 
Uhr angefangen. So lange hat es gedau- 
ert, bis alle Besucher die üblichen 
Durchsuchungsprozeduren über sich 
hatten ergehen lassen. Der Senatsvorsit- 
zende überließ die Festsetzung des Si- 
cherheitsmaßstabes ganz der Stammhei- 
mer Sicherungsgruppe wie gehabt, so 
daß Margarete Mohnhaupt auch nicht 
mit ihrem eigenen Rolistuhl in den Pro- 
zeßsaal fahren durfte. Der Saal war 
ganz voll geworden — das hohe Aufse- 
bot an Journalisten, hier wie auch in der 
mittäglichen Pressekonferenz der Ver- 
teidiger — hat dann aber in den Medien 
keinen Niederschlag gefunden — im 
Unterschied zur Berichterstatiung im 
Prozeß gegen Christian Klar am 7. Sep- 
tember 1992. 

Der erste Verhandlungstag war weit- 
gehend durch die beiden Einstellungs- 


anträge von Rechtsanwalt Martin Hei- 
ming und Thomas Scherzberg, den bei- 
den Verteidigern des Vertrauens, be- 
stimmt. Die kurzen Anmerkungen der 
Staatsanwälte bei der Bundesanwalt- 
schaft zu diesen Anträgen waren — wie 
gewöhnlich — juristisch und in der Sa- 
che unzutreffend, vom Aussageinhalt 
her vollkommen belanglos. Der Senats- 
vorsitzende hatte zum Ende des ersten 
Sitzungstages nur eine gute Nachricht 
für Ingrid und uns alle: Das Gericht hat 
sein Einverständnis dazu gegeben, daß 
ab sofort ihre Strafhaft aus dem ersten 
Urteil von 1986 unterbrochen wird und 
sie jetzt in Untersuchungshaft bezüglich 
des neuen Verfahrens ist. Das hat zur 
Folge, daß für die Bestimmung des Zeit- 
punkts ihrer Freilassung die neun Jahre 
aus diesem ersten Urteil in jedem Fall 
angerechnet werden. 

Das war nicht immer so: Kurz vor 


. » - Der deutsche Richter wird immer 
die Ungerechtigkeit wählen 


iese Worte stammen von Goethe. 

Und der war nicht ‚‚nur‘‘ der 
Dichterfürst, als der er im Bewußtsein 
der Welt fortlebt. Er war Jurist. Und ein 
für die damalige Zeit weitgereister. Er 
kannte die Verhältnisse über die Gren- 
zen der deutschen Fürstentümer hinaus. 
Außerdem arbeitete er über Jahre mit 
Schiller in der gleichen Kanzlei, der als 
ehemaliger politischer Gefangener aus 
seiner Heimat, dem heutigen Baden- 
Württemberg, hatte fliehen müssen. 


Goethe kannte sich also aus und wußte, 
wovon er sprach. Und es kann keine 
Ausrede für deutsche Richter von heute 
sein, daß die Worte über zweihundert 
Jahre alt und sie selbst keine Genies wie 
Goethe sind. Sie können sich immer 
noch an ein anderes Wort halten: „Wer 
immer strebend sich bemüht ... “ 


Genau das tun sie aber nicht. Mit voller 
Absicht. 


Wer in diesen Tagen die Verhandlung 
gegen Ingrid Jakobsmeier beobachtet, 
die als zweite in der Serie der neuen Pro- 
zesse gegen Gefangene aus der RAF am 
24.5.93 begonnen hat, sieht sich 
einem Verfolgungs- und Strafwillen ge- 
genüber, der schlicht unglaublich ist. 
Schon der von der Bundesanwaltschaft 
erwirkte Haftbefehl enthält bereits das 
Urteil: „Die Gefangene hat eine le- 
benslange Haftstrafe zu erwarten.“ 


Folgerichtig werden Anträge auf Ein- 
stellung des Verfahrens abgeschmet- 
tert. Die Begründungen sind ungeheuer- 
lich, zum Teil oberflächlich oder ab- 
surd. Eine Wortschlacht wie in einem 
Theaterstück — als ob es um einen ver- 
balen Schlagabtausch und nicht um das 
ganze fernere Leben eines Menschen 


ginge. 


Es geht diesen Männern tatsächlich 
nicht darum. Im Gegenteil. 





” Flugblatt der Angehörigen zum Tag 
der Asyldebatte: Die Asylgesetze sind 
die legalisierte Menschenverachtung 
des Rechtsstaates 

X Bericht zur Durchsuchungaktion am 
1. 4. in Berlin 

yr Joelle Aubron und Nathalie Menigon 
zum Jahrestag des Todes von Jose Ma- 
nuel Sevillano 

% Miodrag Tesic erhofft Unterstützung! 


CINT 


Ende ihrer ersten Strafhaft von vierein- 
halb Jahren hat das Amtsgericht Heidel- 
berg einen neuen Haftbefehl gegen Irm- 
gard Möller am 3. Januar 1977 wegen 
Beteiligung an den Aktionen der RAF 
gegen das US-Headquarter in Heidel- 
berg und die Offiziersmesse in Frank- 
furt erlassen. Zugleich hat die Justiz 
ihre Strafhaft nicht unterbrochen, so 
daß für das neue Urteil auf Lebensläng- 
lich des Landgerichts Heidelberg vom 
31. Mai 1979 diese viereinhalb Jahre 
ganz unter den Tisch gefallen sind und 
deshalb ihre Anhörung im Rahmen der 
15-Jahresprüfung erst im Jahr 1992 
stattgefunden hat. 

Die Anträge der Verteidigung zur Ver- 
fahrenseinstellung können gegen Ein- 
sendung von 4 DM in Briefmarken be- 
stellt werden bei : 

Angehörige und Freundinnen politi- 
scher Gefangener in der BRD, Postla- 
gerkarte 050205, 6230 Frankfurt/ 
Main. 


Ingrid Jakobsmeiers Perspektive auf 
ein privates Leben in Freiheit soll zer- 
schlagen werden. Durch Lebensläng- 
lich. Die letzten neun Jahre werden 
großzügigerweise auf die lebenslange 
Strafe angerechnet. So und nicht anders 
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Ingrid Jakobsmeier im Prozeß 


ist es vorgesehen — egal wie durchsich- 
tig die Farce ist, nach der dies alles statt- 
finden soll. Der Prozeß ist in den Köp- 
fen der Richter bereits abgeschlossen. 
Der Rechtsstaat schickt sich zum wie- 
derholten Mal an, alles zu mißachten, 
was er zu sein behauptet. In diversen 
Prozessen hat er ein Grundkonstrukt ge- 
schaffen, in das er jeden politischen 
Gegner aus der radikalen Linken ein- 
passen und aburteilen kann. 


Die erste Voraussetzung sind die Son- 
dersenate mit den immer wiederkehren- 
den Anklägern und Richtern. Sie ken- 
nen sich inzwischen in den mehr oder 
weniger unaufgeklärten Aktionen der 
letzten Jahre so genau aus, wissen alle 
Details über jeden Gefangenen und ha- 
ben sich die ‚Fakten‘ wie Pingpongbäl- 
le von Senat zu Senat zugespielt — also 
jeweils gerichtsbekannt gemacht, daß 
sie sie ohne großen Arbeitsaufwand je- 
dem zuordnen können, bei dem sie das 
wollen. Da werden dann auch schon mal 
Anklagen fallengelassen und durch an- 
dere ersetzt. So geschehen bei Sieglinde 
Hofmann, deren Auslieferung seiner- 
zeit in Frankreich mit der Anschuldi- 
gung beantragt wurde, bei dem An- 
schlag auf Jürgen Ponto dabeigewesen 
zu sein. Als das damals nicht klappte, 
wurde jetzt den Franzosen einfach eine 
neue präsentiert: diesmal versuchen sie 
es mit der Geiselnahme Schleyers. 

Oder — wenn ein Konstrukt im Ver- 
lauf eines Prozesses in Karlsruhe noch 
rechtzeitig fertig wird, dann kommen 
sie sogar ganz ohne weiter. 

Das einzige, worauf sie jeweils sorg- 
fältig zu achten haben, ist, daß die be- 
haupteten Zeitpunkte des Eintritts des 
„Angeklagten“ in die RAF auf die zu- 
geordneten Anschläge passen. Trotz- 
dem passieren ihnen Zwischenfälle, de- 
ren Peinlichkeit nur durch die Selbst- 
zensur der Presse nicht öffentlich wird. 
So fuhren seinerzeit laut Akten z.B. 
mindestens neun Leute auf einem Mo- 
torrad, auf dem immer nur zwei gesich- 
tet worden waren. Und in einem Vier- 
Mann-Zelt, in dem nach Zeugenaussa- 
gen auch nur vier Personen gesehen 
wurden, sind nun plötzlich sechs gewe- 
sen. 


Daß solche Ungereimtheiten wie ir- 
gendwelche Kleinigkeiten einfach 
durchgehen und auch von der Verteidi- 
gung nicht entsprechend verwertet wer- 
den können, hat mit dem $ 129a und 
seiner absoluten Dehnbarkeit für Ankla- 
ge und Gericht zu tun. Fair trial ist nicht 
vorgesehen und zur Vernichtung politi- 
scher Gegner auch nicht anwendbar. 


Für einen Menschen, der sich zur RAF- 
Zugehörigkeit bekennt, wird von der 
Bundesanwaltschaft mit mehr oder we- 
niger haltbaren Indizien ein Datum fest- 
gelegt, von dem ab die „Mitglied- 
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schaft“ gilt. Mit diesem Termin vor 
Augen klagt die Bundesanwaltschaft 
alles, was sie will, an. Es muß nur in 
diesen Zeitraum passen. Da ihnen in den 
meisten Fällen klare Beweise für die Be- 
teiligung des jeweiligen ‚‚Angeklagten“ 
fehlen, wird die Krücke der „Billigung 
aller Handlungen der RAF“ benutzt. 
Das bedeutet im Klartext: Jeder kann 
für jedes in den Knast wandern, und je 
länger einer frei war, um so mehr hat er 
gebilligt. 


Ein gutes Beispiel für dieses der RAF 
und dem Widerstand vorbehaltene Vor- 
gehen sind die Aussteiger, die schon 
jahrelang in der DDR lebten, als sie hier 
von Bundesanwaltschaft und BKA im- 
mer noch auf Fahndungsplakaten als 
„lerroristen mit Schußwaffen‘‘ ver- 
folgt wurden, die damals noch alles bil- 
listen oder sich beteiligt hatten und so- 
gar gesehen worden waren. Inzwischen 
wurden diese jahrelangen Fehler ein- 
fach unter den Tisch gekehrt und die 
ehemals Verfolgten zu Kronzeugen um- 
funktioniert. 


Im Fall von Ingrid Jakobsmeier bedeu- 
tet das konkret: nach ihrer Verhaftung 
1984 wurde ihre Mitgliedschaft auf das 
Jahr 1981 festgelegt. Indiz war ein Fin- 
gerabdruck auf einer Pflasterpackung in 
einem Auto, das von der RAF benutzt 
worden war. Auf bloße Mitgliedschaft 
ohne nachgewiesene Beteiligung an Ak- 
tionen standen damals als Höchststrafe 
fünf Jahre Knast (inzwischen auf zehn 
Jahre erhöht). Das war Anklägern und 
Gericht natürlich zu wenig. Und obwohl 
der $129a hinsichtlich „Billigung‘“ 
nichts hergibt, wurde genau dies bei 
Ingrid unterstellt. Das heißt, die An- 
schläge auf Kroesen und Ramstein wur- 
den in die Anklage aufgenommen, aber 
mangels genauer Kenntnisse, Indizien 
oder Beweise vom Gericht nicht verhan- 
delt. Der Strafantrag der Ankläger auf 
elf und die tatsächliche Verhängung von 
neun Jahren Haft aber belegen, daß die 
Anschläge als von Ingrid ‚„‚gebilligte Ta- 
ten der RAF“ das Strafmaß entschei- 
dend beeinflußt hatten. 


Der Antrag der Verteidigung 
auf Einstellung des Verfahrens 


Wenn man als rechtlich Denkender die- 
se Billigungskontrukte schon kaum aus- 
hält, dann packt einen bei der Fortset- 
zung die kalte Wut. 

Aufgrund der Tatsache, daß Ingrid 
ohne jeden direkten Beweis — also 
praktisch stillschweigend für Kroesen 
und Ramstein verurteilt — mehr als die 
für bloße Mitgliedschaft üblichen Jahre 
im Knast verbracht hat, kann es nun- 
mehr endgültig nicht mehr geltendem 
Recht entsprechen, wenn die Bundesan- 
waltschaft jetzt die gleichen Anschläge 
unter einem neuen Begriff — nämlich 


Mordversuch — ein zweites Mal verur- 
teilt sehen will. Wenn sie zu diesem 
Zweck einen Prozeß anstrengt, um kei- 
nen Gefangenen aus der RAF in die 
Freiheit entlassen zu müssen, sondern 
jeden mit dem Damoklesschwert von 
der „Schwere der Schuld“ so lange in 
Haft zu behalten, wie sie alle es wollen 
— Bundesanwaltschaft, Oberlandesge- 
richt, Bundesgerichtshof und die Hard- 
liner unter den Politikern —, dann ist 
das Willkür. Und ein Verfassungs- 
bruch. 

Sıe wollen Gefangene mit Geiselsta- 
tus. Und sie stehen in der alten deut- 
schen Tradition im Umgang mit der 
Linken: überhöht in den Strafen und 
brutal in den Haftbedingungen. 


Jeder von den politischen Gefangenen 
wäre besser davongekommen, hätte er 
vergiftete Holzschutzmittel verkauft, 
betrunken ein paar Fußgänger überfah- 
ren, Trinkwasser unbrauchbar ge- 
macht, Waffen verschoben oder lebens- 
gefährdenden Müll in der Landschaft 
verteilt. Er könnte seinen verbreche- 
risch erworbenen Reichtum verzehren 
und in Ruhe auf die paar Monate Haft 
mit Bewährung warten. Vielleicht nicht 
einmal das. 

Wer es aber wagt, gegen so etwas Ab- 
straktes, wie es ein Staat ist, Feindschaft 
zu entwickeln, der bekommt die ganze 
zornige Macht derer zu spüren, die — 
obwohl selbst zum Untertan geboren 
und erzogen — die Rolle des Herren- 
menschen spielen. 


Prozesse gegen RAF und 
Widerstand sind 
eingeübte Fertigprodukte 


Einige dutzend Prozeßtage reichen für 
den wachen Beobachter, um die Grund- 
muster dieser Politverhandlungen zu 
durchschauen: Der Gefangene aus der 
RAF bekommt seine hohe Strafe auf- 
grund des Drehs mit der Billigung. Das 
erspart dem Gericht viel Aufwand an 
Beweiskonstruktion. 


Der Gefangene aus dem Widerstand 
fordert der Anklage momentan mehr 
Konstruktionsarbeit ab. Unter dem un- 
säglichen Begriff vom ‚‚Lebensvor- 
gang“ müssen ganz normale Freund- 
schaften zu eigenständigen terroristi- 
schen Vereinigungen umgelogen, Null- 
ergebnisse in Überwachungsprotokol- 
len ignoriert und mit dem Stichwort ‚‚in- 
nere Sicherheit“ geheimgehalten und 
Anschläge ohne brauchbaren Täterhin- 
weis ausgesucht werden, um die freie 
Zuordnung nicht zu gefährden und last 
not least aus den Überwachungen „Le- 
bensvorgänge‘‘ konstruieren zu kön- 
nen, die notfalls die Behauptung der 
kurzfristigen RAF-Mitgliedschaft er- 
lauben. 

Alles. dient nur dem einen einzigen 


Ziel: ungehindert zu der gewünschten 
Verurteilung zu kommen. So hoch wie 
nur möglich. 


Sicherheitsbedürfnis und Herrschafts- 
anspruch sind so hoch und die Angst vor 
Lebendigem so groß, daß sie uns alle zu 
dem machen wollen, was sie selbst sind. 
Jahrhunderte ist das nach dieser Metho- 
de gelaufen. Propheten wurden entwe- 
der getötet oder entmutigt. Ihre Bot- 
schaften verstümmelt oder abge- 
schwächt und uminterpretiert. 


Machtsüchtige finden 
immer Komplizen 


Wenn Bischof Dyba am Tag der Morde 
von Solingen wissen läßt, daß das „‚hy- 
sterische Kesseitreiben gegen das Urteil 
in Sachen $ 218 den Rechtsstaat und die 
Unabhängigkeit der Rechtsprechung 
gefährdet‘, und zwar weit mehr „als ir- 
gendeine Bande von Skinheads‘, dann 
ist er der sprechende Beweis für den Ig- 
noranten mit Machtanspruch. 

Es wäre eine Möglichkeit, einen Mili- 
tärbischof, der den Schutz des ungebo- 
renen Lebens und das Einsegnen von 
Massenvernichtungswaffen mit dem 
dazugehörigen Bedienungspersonal un- 
ter seiner Bischofsmütze vereinen kann, 
gar nicht ernst zu nehmen. 

Aber solche grauenhaften Heuchler 
mit so viel Macht und Selbstgerechtig- 
keit, die den Schutz des Rechtsstaates 
wichtiger finden als die Demokratie, 
sind viel zu gefährlich, als daß man sie 
einfach links liegen lassen könnte. Sie 
sind die Brandstifter, die zusammen mit 
Sudetendeutschen Heimatrechtlern, um 
den deutschen Osten trauernden Bur- 
schenschaftlern und rechtslastigen Poli- 
tikern aller Couleurs vom Zurückdre- 
hen der Geschichte träumen. Sie haben 
das Klima für die Flut von rechtsradika- 
len Gewalttaten geschaffen. Diese bru- 
talen Kinder sind ihre Jugend, die ihres 
Geistes ist, weil sie nur ausführt, was 
sie, die alten Rechten, denken. 

Es ist der Generationenkonflikt des in 
Deutschland nie wirklich abwesend ge- 
wesenen faschistoiden Potentials aller 
Bildungsschichten, das immer zahlrei- 
cher war als die Linke. Die Asyldebatte 
und der unmißverständliche Versuch, 
die Nachkriegsgeschichte umzuschrei- 
ben, hat genau dieses Potential wieder 
„hnoffähig‘‘ gemacht. 


So ist diese Gelegenheit so gut wie jede 
andere, den Politikern in Deutschland 
vorauszusagen: 

Mölln war nicht das Ende, wie sie in 
ihrer unglaublichen Einfalt im Ange- 
sicht der rauchenden Trümmer von So- 
lingen immer wieder stammelten. 

Solingen war der Anfang, ein neuer 
Anfang, weil die alten Rechten längst 
gemerkt haben, daß die Asylgesetzge- 
bung nichts von dem erfüllen wird, was 


sie sich vorgestelit haben. Sie wird kei- 
nen der Ausländer außer Landes schaf- 
fen, die ihnen schon seit Jahren ein Dorn 
ım Auge sind, obwohl sie nicht einmal 
genau wissen, warum. Nur eines ist 
ihnen klar: sie müssen sich für ihre 
mehr oder weniger diffuse Unzufrie- 
denheit rächen. An Schwächeren, denn 
an die Obrigkeit trauen sie sich natürlich 
nicht. Über die maulen sie höchstens 
hinter vorgehaltener Hand. 

Den Politikern ist der Blick verstellt 
dafür, daß die künstlich auf die ‚‚Asy- 
lanten“ gelenkte Auseinandersetzung 
für die alten Rechten im Volk kein Hin- 
derungsgrund ist, die frisch belebte 
Asylantenverachtung auf alle Ausländer 
auszudehnen. Insbesondere aber auf 
die, die sich nicht ‚anpassen‘. 


Dem deutschen Untertan ist nichts mehr 
ein Greuel als der Hang anderer zur 
Eigenständigkeit. Er wird sie aus ihnen 


hinausprügeln. 
Das ist die Perspektive. 


Wir wollen, daß endlich Schluß ge- 
macht wird mit dieser neuen Prozeßflut 
gegen Menschen, die ihr Recht auf Wi- 
derstand bereits mit langen Haftstrafen 
bezahlt haben. 


Die neuen Prozesse sind barbarische, 
rechtslastige Veranstaltungen ! 


Alle Gefangenen aus RAF und Wider- 
stand haben darum das Recht auf Frei- 
lassung. 


Die Demokratie ist in dem Augenblick 
am Ende, wo ihr Schutz über ihre Kon- 
trolle gestellt wird. 
Das ist in Deutschland längst der Fall. 
Schützer und Juristen überall — eine 
Jurikratie. 


Flugblatt der Angehörigen zum Tag der Asyidebatte 
Die Asylgeseitze sind die legalisierte 
Menschenverachtung des Rechtsstaates 


m 26.5.1993 steht in Bonn ein 

Gesetz zur Debatte, mit dem alle 
unerwünschten Fremden daran gehin- 
dert werden sollen, Deutschland zu be- 
treten. 

Von den ca. 500 Abgeordneten wird 
die überwiegende Zahl dafür stimmen 
und sicher sein, die Mehrheit des Vol- 
kes hinter sich zu haben. 

Dafür haben sie seit langer Zeit inten- 
siv gesorgt. 


In einer der subtilsten und widerlichsten 
Propagandakampagnen wurden Ängste 
und niedrige Instinkte angesprochen 
und systematisch geweckt und damit die 
benachteiligte Gruppe dieser Zweidrit- 
telgesellschaft mobilisiert, die bis dahin 
immer als selbstschuldig für ihre Situa- 
tion gebrandmarkt worden war. Indem 
Politiker die Legende vom Wohlleben 
aller Asylbewerber verbreiteten, liefer- 
ten sie neue Schuldige und lösten so den 
Zorn der deutschen Armen aus, der sich 
— wie geplant — nicht gegen eine unfä- 
hige falsche Politik, sondern gegen die 
noch Armeren richtete. Brutale Aktio- 
nen, in denen Menschen erschlagen 
wurden oder verbrannten, wurden von 
den wahren Verantwortlichen heuchle- 
risch verurteilt und gleichzeitig mit Ver- 
ständnis betrachtet, während sie die 
Hetze gegen die Flüchtlinge fortsetzten. 


Es hat schon einmal funktioniert, ein 
ganzes Volk angepaßt zu machen. Ob- 
rigkeitshörig, gesetzestreu und gleich- 
gültig gegenüber jeder Minderheit. 
Vergessen wir nie: Zunächst wurden 
die Juden systematisch diffamiert, um 


so eine billigende Öffentlichkeit zu 
schaffen. Erst dann wagten die Nazis 
und ihre Helfer die Vernichtung. 

Dieses Volk hat damals beteuert, 
nichts gewußt zu haben — oder macht- 
los gegenüber der Macht gewesen zu 
sein. Es hat auch beteuert, daß es sich 
nie wieder zu so etwas verleiten lassen 
würde. 


Ziel: Geid und Macht 
für einige wenige zu sichern 


Seit langem fordern Politiker geradezu 
von uns, das ungeschriebene Gesetz 
vom selbstbestimmten sozialen Verhal- 
ten zu mißachten, das jedes Kind als 
Urwissen mit auf die Welt bringt und 
nur gezwungenermaßen aufgibt — näm- 
lich dann, wenn es Gleichgültigkeit, 


Angehörige Kinder 
malen für 
politische Gefangene 


Wir werden in der nächsten Zeit viel 
Geld für die Prozeßarbeit brauchen, 
sind aber in der gücklichen Lage, nicht 
einfach um Spenden bitten zu müssen. 
Wir haben die bunten Postkarten als 
Gegenleistung. 

16 Stück 20. DM einschl. Porto 

3 Serien und mehr 18 DM je Serie plus 
5 DM Porto 

Bitte Vorauskasse oder Scheck. 
Bestellungen an: Angehörige der poli- 
tischen Gefangenen, Postlagerkarte 
0502105, 6230 Frankfurt/Main 80. 
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Verachtung und Gewalt in Form meist 
ganz „normaler“ Erziehung durch El- 
tern und Institutionen erfährt, die sich 
alle als ganz ‚„‚normale‘‘ Gesellschaft 
verstehen. Von den Folgen distanzieren 
sich alle Verantwortlichen. Wie im- 
mer! Sie bauen Knäste. Auch wie im- 
mer! 


Für die Durchsetzung von Machtinter- 
essen haben sie systematisch Tabus zer- 
stört, entscheidende Hemmschwellen 
abgebaut und Haltungen hoffähig ge- 
macht, die keine Gesellschaft aushält, 
ohne sich zu zerfleischen und zu ver- 
nichten. Wir alle werden teuer für die 
Lüge bezahlen, daß die Aus- und Zu- 
rückweisung von Flüchtlingen benach- 
teiligten deutschen Menschen Arbeit, 
bezahlbare Wohnungen und sozialen 
Aufstieg bringen wird. 


Wir sind Angehörige und Freundinnen 
der politischen Gefangenen aus RAF 
und Widerstand. Wir wissen, daß wir 
auch im Sinn der Gefangenen sprechen. 
Als deren „Sympathisanten“ werden 
wir für Überzeugungen beschimpft, be- 
obachtet und kriminalisiert, die wir für 
richtig und gerecht halten. Wir lassen 
uns nicht einschüchtern, auch wenn das 
ein Ziel der politischen Justiz ist. 


Wir wollen freundliche Menschen sein, 
in deren Land eine menschenfreundli- 
che Politik gemacht wird. Eines von 
beiden genügt nicht, weil es nichts ver- 
ändert. Darum bleiben wird bei unserer 
Überzeugung, daß Aufrufe zu indivi- 
dualistischer Humanität das Problem 
nicht lösen können — besonders, wenn 
die Politik militärische Gewalt in der 
ganzen Welt anstrebt und so das Elend 
fördert. 

Was nützt es uns, wenn Deutschland 
die ganze Welt gewinnt, wir aber Scha- 


Die Durchsuchung liegt jetzt zwar 
schon so lange zurück, aber ich will 
trotzdem als eine der beiden betroffenen 
Frauen noch mal was dazu schreiben. 
Wir wollten den Hintergrund dieser 
„von Stahl-Ausspäh-Story‘“ eigentlich 
über die zaz veröffentlichen, aber der 
Spiegel hat dann ohne unser Wissen 
praktisch 2 Tage vorher die Story auf 
seine Weise gebracht (Mischung aus 
BKA-Infos und Erdachtem), und die taz 
will es jetzt nicht noch mal bringen. 

Also erst mal kurz zur Durchsuchung 
selber: SEK mit MPs im Anschlag und 
schwarz vermummt stürmt am 1.4. um 
6 Uhr morgens das Haus, in dem wir als 
Hausgemeinschaft wohnen, über den 
Dachboden des Nachbarhauses von 
oben und durch die Haustür von unten. 
Im Schlepptau ca. 20 BKA-B. Uns wur- 
de nicht gesagt, worum es geht, außer 
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den an unserer Seele nehmen? Wir wol- 
len keine Egoisten, Rassisten und Men- 
schenverächter sein. Auch nicht, wenn 
das Gesetz das erlaubt. Und schon gar 
nicht, wenn es uns vorschreibt, der Zu- 
rückweisung von Menschen in Not ta- 
tenlos zuzusehen. 

Wir wollen das Gesetz nicht, das Herr- 
schenden nicht nur Macht über die Flücht- 
linge gibt, sondern die Grenzen der 
Menschenachtung in dieser Gesellschaft 
durch Gerichte festlegen läßt. 


Das bedeutet Kampf — auch 
gegen aufkommende Resignation 


Wir weigern uns, juristische, propagan- 
distische Begriffe zu akzeptieren, die 
unser Bewußtsein vom realen Schicksal 
des Flüchtlings ablenken und ihn zum 
Schmarotzer, Betrüger und Mißbrau- 
cher herabwürdigen, um Hartherzigkeit 
und Eigennutz zum erlaubten, gesetz- 
lich geforderten Verhalten zu machen. 


Die wahren Schmarotzer haben ihre Art 
von Beteiligung an den Verteilungs- 
kämpfen der Zukunft bereits angekün- 
digt, um Macht und Geld da zu erhalten, 
wo sie jetzt sind. Die „Verteidigungs- 
politischen Richtlinien“, erlassen von 
Volker Rühe im November 1992, lassen 
da keinen Zweifel: 
„Wir haben einfach zu lange die 
Formel vertreten, der Frieden sei 
der Ernstfall. Für den Soldaten wird 
künftig der Ernstfall der Krieg sein 
müssen.“ 

„Diese Gefährdungen reichen 
vom Einwanderungsdruck verelen- 
deter Massen bis hin zum Staatster- 
rorismus als Mittel politischer Pres- 
sion.“ 

„Die Aufrechterhaltung des unge- 
hinderten Zugangs zu Rohstoffen in 
aller Welt im Rahmen einer gerech- 


ten Weltwirtschaftsordnung ist ein 

vitales Sicherheitsinteresse 

Deutschlands“ 
Na also. Das neue Deutschland verleug- 
net den Anspruch des Imperialisten 
nicht, der es für eine gerechte Sache 
hält, seine Soldaten unter verlogenen 
Motiven zur Rohstoffbeschaffung in 
den Krieg zu schicken, vorausberechen- 
bare Verelendung der Völker auszulö- 
sen, um dann die Opfer und jene, die 
ihnen wirklich beistehen wollen, auf 
allen Ebenen zu bekämpfen. 


Dafür werden sie die sogenannten 
rechtsfreien Räume weiter zuschütten, 
denn der Staat will alles bestrafen kön- 
nen. Das aber geht zu Lasten der Eigen- 
verantwortung, die jeder einzelne 
durchaus bereit ist zu übernehmen, so- 
lange man ihm die Chance dazu läßt. 
Verbrecher, die trotz dieser Gesetzes- 
flut ihre Großbetrügereien begehen, 
kommen nie aus der Schicht der Be- 
nachteiligten. Dennoch sitzen letztere 
meist in den Knästen. 


Wie lange wollen sich die Deutschen 
eigentlich noch gegenseitig belauern 
und zu ihrer eigenen Überwachung 
mehr Polizei und Geheimdienst for- 
dern, während eine etablierte Uber- 
schicht neue Kriege und Ausbeutungen 
vorbereitet, vom Volk erarbeitetes Geld 
für sich verwendet, Verluste aber ver- 
teilt? 


Wir fordern alle auf, jeden Tag den 
Kampf um die eigene Befreiung zu füh- 
ren. Befreiung von Vorurteilen und Ent- 
fremdung, die von uns verlangt und 
überall gefördert werden, damit HERR- 
SCHAFT in Ruhe funktioniert. 

Angehörige und Freundinnen der politischen Gefan- 
genen, PLK 050205, 6230 Frankfurt/Main 80 
Informationsstelle für die Freiheit der politischen 
Gefangenen, Heddernheimer Landstraße 155, 
6000 Frankfurt/Main 50. 


Bericht zur Durchsuchungsaktion 


am 1.4. in Berlin 


daß es eine große Sache sei. Anwältin / 
Anwalt durften wir nicht anrufen. Erst 
mal Leibesvisitation, dann akribische 
Durchsuchung. Die ganze Zeit ein SEK- 
ler zur Bewachung abgestellt. Ich darf 
mein Zimmer nicht verlassen, niemand 
aus dem Haus zu mir. Nach ca. 2 Stun- 
den taucht Bundesanwalt Schulz auf mit 
dem Durchsuchungsbeschluß für die 
Gemeinschaftsräume und unsere beiden 
persönlichen Zimmer. Laut Beschluß 
(vom 24.3.93) werden wir als Zeugin- 
nen geführt in einem Verfahren gegen 
unbekannt nach $129a. Mitglieder 
und/oder UnterstützerInnen der RAF 
hätten am 18.2.92 und am 27.7.92 


mittels Videoaufnahmen in Berlin Aus- 
spähungen zur Vorbereitung eines mög- 
lichen Anschlags auf Generalbundesan- 
walt von Stahl vorgenommen usw. Da- 
bei sei am 18.2.92 das Auto meiner 
Mitbewohnerin benutzt worden. Bei 
mir wird die Durchsuchung allein damit 
begründet, im Januar ’92 mit dem Auto 
einen politischen Gefangenen im Knast 
besucht zu haben! Beschlagnahmt wer- 
den alle Videokassetten von uns beiden 
und bei mir Diskussionspapiere. Um 9 
Uhr ziehen sie mit den Worten ‚bis zum 
nächsten Mal“ ab. 

Am 18.2.92 hatte meine Mitbewoh- 
nerin ihr Auto tatsächlich an eine Freun- 


din verliehen, die im Rahmen eines Uni- 
projekts mit anderen zusammen einen 
Videofilm über ihren Studiengang ge- 
dreht hat. An dem besagten Tag sind sie 
mit dem Auto unterwegs gewesen, um 
Außenaufnahmen zu machen, und dabei 
anscheinend in die Nähe der Privatwoh- 
nung des GBA gekommen, haben sich 
also in einer „‚no-go-area‘“ aufgehalten 
(in Stuttgart gab es ja schon ähnliche 
Ermittlungsverfahren, weil Leute z.B. 
im gleichen Gemüseladen einkaufen wie 
irgendwelche Vorstandschefs o.ä. 
...). Ein paar Wochen nach dem 18.2. 
hat meine Mitbewohnerin einen Brief 
von den B. bekommen mit der Auffor- 
derung, dort anzurufen (Staatsschutz). 
Sie dachte, es ginge um den Einbruch in 


A m 25.5.1990 starb Jose M. Sevil- 
lano in einem Hungerstreik, der 
im November 1989 von den Gefangenen 
aus GRAPO und PCE(r) für ihre Wie- 
derzusammenlegung begonnen wurde. 
Ein Kampf, der entsprechend der kon- 
terrevolutionären Politik der Zerstreu- 
ung der Kollektive der politischen Ge- 
fangenen notwendig wurde. Dies wurde 
von der Regierung Gonzales (PSOE) 
seit 1987 Zug um Zug durchgeführt, 
was einen der Fortschritte Spaniens auf 
dem Gebiet der westeuropäischen Inte- 
gration anzeigte. 

Ausgehend von diesem Zusammen- 
hang gehört dieser Kampf zweifellos 
zum Erbe der westeuropäischen politi- 
schen Gefangenen. Ein Kampf für das 
Leben, gegen die organisierte Vernich- 
tung durch die imperialistischen Ge- 
fängnisse. Ein politischer Kampf gegen 
den ewigen Bedarf der Diktatur der 
bourgeoisen Klasse, diejenigen zu kri- 
minalisieren, die sich gegen sie stellen 
und gegen ihre ebenso permanenten 
Versuche, den Zusammenstoß der Klas- 
sen zu entpolitisieren. 

Auch weil die Zusammenlegung in 
den westeuropäischen Ländern eine ak- 
tuelle Anforderung bleibt, ist es wich- 
tig, die Erinnerung an einen ihrer 
Kämpfer lebendig zu machen. Eine po- 
litische Anforderung im vollen Sinne 
des Wortes. Die Politik als Ausdruck 
des bestehenden Kräfteverhältnisses in 
der kapitalistischen Gesellschaftsord- 
nung. 

Die Gefangenen, Militante, die in 
dem Prozeß des langandauernden revo- 
lutionären Krieges engagiert sind, also 
mit dem, was ihn kennzeichnet, den 
vorläufigen Niederlagen und Siegen, 
waren und sind Teil des Zusammensto- 
Bes der Klassen, von nun an mehrfach 
hundertjährig. In jedem Land und im in- 
ternationalen Maßstab stehen sich die 
Klasse der ArbeiterInnen und der Bour- 
geoisie, die Ausgebeuteten und die Aus- 
beuter, die Bestohlenen und die Diebe 
von Leben, Arbeitskraft, Erde ... ge- 


ihr Auto, und rief an. Sie wurde nach 
den Videoaufnahmen aus ihrem Auto 
heraus gefragt und hat sogar erzählt, 
daß sie den Wagen für ein Unifilmpro- 
jekt verliehen hatte, wollte aber keine 
Namen nennen, da ihr nicht gesagt wur- 
de, worum es ging. 

Inzwischen hatten sie reichlich Zeit 
(nämlich 13 Monate), mit ihren Mitteln 
die Geschichte auszuchecken. Ich bin 
mir ganz sicher, daß sie genau wußten, 
daß an der Ausspähversion nichts dran 
ist. Über ein Jahr später rücken sie also 
mit dem Vorwurf bei uns an — ein paar 
Tage nach Weiterstadt! 

Mir ist an dieser Stelle nur einfach 
noch mal wichtig, daß Ihr wißt, daß es 
keine Ausspähung gegeben hat, damit 


sie nicht weiter mit dieser komischen 
Konstruktion Politik machen können. 
Zusätzlich zu einem vermeintlichen 
„Fahndungserfolg‘“ und der Behaup- 
tung, es lägen Beweise dafür vor, daß 
die RAF auch weiterhin Anschläge auf 
Personen plane, wollten sie uns mit der 
Durchsuchung (bzw. mit diesem Vor- 
wurf) sicherlich auch einschüchtern und 
uns Angstmachen. 

P. S. : Ende April hat es eine Verneh- 
mung gegeben, die eine der als unbe- 
kannt gesuchten Filmerin (= ‚‚Beschul- 
digte‘‘) über ihren Anwalt der BAW an- 
geboten hatte. Jetzt müssen sie das Ver- 
fahren einstellen. 

Berlin, Mitte Mai, Sabine 


Joelle Aubron und Nathalie Menigon, politische Gefangene aus Action Directe 


Zum Jahrestag des Todes von 
Jose Manuel Sevillano 


genüber. 

In dem Maße, wie sich die globale 
imperialistische Krise verschärft, hat 
die Bourgeoisie ihre Werkzeuge der 
präventiven, permanenten Konterrevo- 
lution verfeinert und verstärkt; genau 
angesichts dieser Strategie erhält die 
Forderung nach Zusammenlegung der 
politischen Gefangenen -ihren -vollen 
Sinn, als Element des Aufbaus eines 
Kräfteverhältnisses für die Befreiung. 
Sie versetzt die Gefangenen in eine bes- 
sere Lage, um auf ihrem Niveau dem 
proletarischen und antiimperialisti- 
schen Lager zu dienen. Ebenso Forde- 
rung des Wiederstandes. Sie ist keine 
Neuheit. Daß sie immer noch aufgestellt 
wird, zeigt das tatsächlich bestehende 
Kräfteverhältnis. Und das macht auch 
deutlich, wieviel noch notwendig ist, 
um das Kräfteverhältnis zu unseren 
Gunsten umzukehren. 

Auf dem westeuropäischen Territori- 
um hängt die Situation der kommunisti- 
schen und revolutionären Gefangenen 
zum großen Teil von jedem besonderen 
Land und sogar von jedem Zusammen- 
hang des Kampfes ab. (Um sich davon 
zu überzeugen, reicht es aus, die Situa- 
tion in Frankreich zu betrachten, die dif- 
ferenzierte Lösung der baskischen und 
korsischen Frage — das ist nur ein Bei- 
spiel.) 

Um die bestehenden Kräfteverhält- 
nisse in dieser Frage einzuschätzen, 
muß man aber verstehen, daß die loka- 
len Kräfteverhältnisse auch dem Joch 
der reaktionären Dynamik der europäi- 
schen Integration unterliegen. Es ist die- 
se Dynamik, mit der sie zum Teil kon- 
frontiert sind. 

So ist es auch völlig klar, daß die Lo- 
gik, die der Staat in Italien in den 80ern 
verfolgt hat, um die Frage der politi- 


schen Gefangenen zu vergraben, ein 
„exportierbares“‘ Modell bleibt. Wir 
sehen dies heute „wiederverpackt‘ in 
der ‚„„Kinkel-Initiative‘“ in Deutschland. 

Sich an den Tod eines Genossen in 
einem harten Kampf zu erinnern, macht 
lebendig, daß, auch wenn dieser Kampf 
nicht die Zusammenlegung durchsetzen 
konnte, esaber auch kein Zurückwei- 
chen dieser Gefangenen in bezug auf 
ihre Position im Innern des Klassenzu- 
sammenstoßes gegeben hat, in ihrem 
Kampf, in dem sie sich dem spanischen 
Staat entgegengestellt haben. 

Seit diesem Datum ist das Kräftever- 
hältnis zu Gunsten der imperialistischen 
Bourgeosie noch gewachsen, was die 
Schäden, die durch diese Vorherrschaft 
hervorgerufen werden, um so mehr ver- 
schärft. Das Abkommen von Maas- 
tricht, das die westeuropäische Formie- 
rung institutionalisieren und „‚demokra- 
tisch“ legitimieren soll, ist fast von 
allen betreffenden Ländern unterzeich- 
net. Vor allem seine monetaristische 
und anti-populäre Logik sowie die der 
Europäischen Akte von 1985 verschlim- 
mern noch die sozialen Bedingungen 
und die Ausbeutung ... 

Wie auch immer die Widersprüche 
sind, die sich dort durchziehen und es 
auch weiterhin tun, die westeuropäische 
Formierung ist jedenfalls da. 

Wie die Genossen aus Wotta Sitta sa- 
gen: „Die aktuelle revolutionäre 
Orientierung kann sich nicht auf das 
Ziel gründen, die Entwicklung der lau- 
fenden Prozesse der kapitalistischen In- 
tegration und Konzentration zu verhin- 
dern; sie sind nur ein Ausdruck der hi- 
storischen Tendenz der Globalisierung 
der Produktivkräfte. Im Gegenteil, die 
Revolutionäre müssen sich im Kampf 
auf die Höhe dieser neuen Qualität brin- 
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gen ... Man muß also die Bedingungen 
aufbauen, um die imperialistische 
Macht in den Konturen, die sie in unse- 
rer Epoche angenommen hat, zu zerstö- 
ren.“ 

Die Krise der Subjektivität und also 
der Perspektiven der Umwälzung, die 
sich durch die Gesamtheit der revolutio- 
nären Bewegungen auf diesem Territo- 
rium zieht, ist nicht durch den Zusam- 
ınenbruch der Länder des Ostens und 
durch die Einrichtung der neuen Welt- 
unordnung verursacht worden, der 
Schmetterling, der sich die Flügel an 
der „Lampe“ USA verbrannt hat, der er 
gefolgt ist. 

Diese Krise hat die Umkehrung des 
Kräfteverhältnisses gegen den Imperia- 
lısmus, das die chinesische Revolution, 
die Dekolonialisierung, der Sieg des 
vietnamesischen Volkes — nur um eini- 
ge Etappen zu nennen — ausgemacht 
hatten, begleitet und verschärft. Man 
kann den Mittelpunkt dieser Umkeh- 
rung bei der Reagan-Wahl 1980 anset- 
zen. 

Man muß diesen Mittelpunkt relati- 
vieren, weil, was die Krise der revolu- 
tionären Subjektivität betrifft, so ist sie 
unter anderem die Auswirkung der Er- 
schöpfung des Modells der IH. Interna- 
tionale und dem Verschwinden der alten 
revolutionären Bewegungen, das sie 
begleitete. Während das emanzipatori- 
sche sowjetische Projekt im „Ostblock“ 
gescheitert war, blieb die Perspektive 
der II. Internationale in und für die 
Kämpfe im Trikont Trägerin der Eman- 
zipation. Und in diesem komplexen Zu- 
sammenhang blieb der antiimperialisti- 
sche Kampf gefangen im Ost /West-Zu- 
sammenstoß — um sich davon zu über- 
zeugen, reicht es, an die imperialisti- 
sche Hysterie zu denken, die der sandi- 
nistische Sieg im „Hinterhof“ der He- 
gemonialmacht USA bewirkt hatte. 

Und wenn man 1989 als Ende einer 
Phase bezeichnen kann, ist es vor allem 
wie ein Einschnitt in der langen kapitali- 
stischen Geschichte des Proletariats, 
und er ist nicht der einzige, in jedem von 
ihnen ist das dialektische und histori- 
sche Verhältnis von Kontinuität/ Bruch 
enthalten. Die Phasen der Geschichte 
blättern sich nicht wie Buchseiten um. 

Jedoch genau im Rahmen dieser Kri- 
se, von deren Ursachen eine hier er- 
wähnt wurde, entstand der Vorschlag 
und dann die Praxis von zwei strategi- 
schen Achsen: die Einheit der Revolu- 
tıonäre in West-Europa und die anti-im- 
perialistische Front. 

Und die Tatsache, daß diese zwei 
Achsen einerseits in ihrer Interaktion 
ungenügend differenziert wurden, an- 
dererseits noch in den alten Bestimmun- 
gen klebten, aber vor allem, daß ihr 
Vorschlag im bestimmten Maß von 
Schwächen begleitet war — im Verhält- 
nis der verschiedenen revolutionären 
Bewegungen, in der Ausarbeitung neu- 
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er notwendiger Verhältnisse zwischen 
den verschiedenen organisatorischen 
Ebenen und denen zum sich verändern- 
den Proletariat; um nur zwei besonders 
offensichtliche zu nennen —, ändert 
nichts an ihrer Befähigung und Gültig- 
keit für die westeuropäische revolutio- 
näre Subjektivität. 

Denn heute ‚sind die ausgebeuteten 
und unterdrückten Klassen immer mehr 
essentiell mit den komplexen Apparaten 
der Europäischen Union, Materialisie- 
rung der aktuellen politischen Diktatur 
der Monopolbourgeosie konfrontiert. 
Dieser Zusammenstoß bestimmt mehr 
und mehr das strategische Terrain des 
Kampfes um die Macht auf dem Niveau 
des gesamten westeuropäischen Territo- 
riums ... („Über den Staat“, Kampfkomitee 
der Gefangenen aus AD, Juli 1992) 

Und Eva Haule schreibt: ‚Wenn wir 
nicht ständig von der gesamien Wirk- 
lichkeit im imperialistischen System 
ausgehen, von der die Metropolenlage 
nur ein besonderer Ausschnitt ist, wenn 
wir die Beziehung zum weltweiten Pro- 
zeß der Kämpfe nicht permanent herstel- 
len und in unseren Kampf integrieren, 
können wir hier keine revolutionäre 
Strategie formulieren, und damit ist 
auch der Weg für Veränderungen hier 
versperrt.‘ 

Einerseits ist es die Realität, die die 
Perspektiven und Vorstellungen her- 
vorbringt, um die bestehende Ordnung 
der Dinge umzuwälzen. Es sind Wider- 
sprüche, entwickelt durch die kapitali- 
stische Produktionsweise, durch die 
Form der Herrschaft, die sie erfordert, 
von dem der ungehemmte Bedarf, mit 
dieser Barbarei Schluß zu machen, aus- 
geht. 

Andererseits sind die Gefangenen in 
Europa wie überall Teil der laufenden 
Konfrontation zwischen Herrschaft und 
Befreiung. Eine Konfrontation, die, je- 
der kann das feststellen, weitergeht und 
weitergehen wird, wie auch immer die 
Krise der Perspektiven sei, die ihre Kla- 


ge durch die verstreuten Kräfte heult. 

Die Gefangenen sind zugleich Gei- 
seln des Staates — also des Projekts der 
Herrschaft — und Teil des Widerstands 
gegen diese Projekte. | 

Es gibt hier eine doppelte Dynamik; 
einerseits, wie auch immer die aktuelle 
Schwierigkeit, eine glaubwürdige Al- 
ternative vorzuschlagen, sein mag, gibt 
es keine anderen Reflexe als die des 
Kampfes gegen dieses System, anderer- 
seits die Realität eines zwingenden Wi- 
derstands, den die kommunistischen 
und revolutionären Gefangenen auf 
ihrem Niveau tragen. Und gerade inner- 
halb dieser doppelten Dynamik erinnern 
wir uns an einen Kampf, der in seiner 
tatsächlichen Dimension, der westeuro- 
päischen, solidarisch unterstützt wurde 
(ist es notwendig daran zu erinnern, daß 
er Anlaß war für Mobilisierungen, soli- 
darische Initiativen und Aktionen von 
Italien bis Dänemark ?). 

Jeder Kampf und seine Erinnerung 
wirken an der schwierigen Rekonstruk- 
tion einer Strategie und eines revolutio- 
nären Projekts mit. 

Ist es noch viel zu früh, um von einer 
von allen politisch getragenen und ent- 
wickelten Linie zu sprechen, als Waffe, 
die wir dem ekelhaften Aas in die fauli- 
gen Flanken rammen werden, das die 
Welt mit seiner Verwesung um- 
schlingt: seiner ungleichen Entwick- 
lung, seiner zum äußersten zugespitzten 
Ausbeutung, seinen ökologischen Schä- 
den und seiner Zerstörung des Mensch- 
lichen bei den Menschen selbst . . . ? 

Ohne Zweifel! 

Es genügt nicht, nur die Anforderung 
zu kennen und auf ihre Ausarbeitung zu 
hoffen, unsere eigenen Anhaltspunkte 
zu setzen, ist auf diesem schwierigen 
Weg ein Teil von dem, was wir brau- 
chen, um uns an unseren Erfahrungen 
zu entwickeln. 

Joelle Aubron, Nathalie Menigon, politische Ge- 
fangene aus AD. MAF Fleury-ME£rogis, Mai 1993 





Brief von Norbert Hofmeier, Gefangener aus dem Widerstand 
Miodrag Tesic (Knast Pilsen) 
erhofft Unterstützung! 


Wer istMio? 

Ich habe ihn 1991 hier im Knast Bochum 
kennengelernt, wir hatten ein knappes 
halbes Jahr zur selben Zeit Hofgang und 
Sport. Er ist 30 Jahre, kommt aus Jugos- 
lawien (Belgrad), lebt mit seiner Frau 
seit 1990 in der BRD in Neuss, wo eram 
23. Mai ’91 verhaftet wurde. 

Laut Haftbefehl sei er in einer Gast- 
stätte in Essen im Dezember ’90 mehr- 
mals mit einer Pistole Beretta gesehen 
worden und habe zusammen mit zwei 


weiteren Jugoslawen das Casino des 
Hotels „Continental“ in Pilsen überfal- 
len ... Beweise: das abgehörte Tele- 
fon der Gaststätte sowie Aussagen der 
beiden Jugoslawen (d/k). = 
Mios Anwalt beantragte eine Uber- 
prüfung der Vorwürfe, denn laut Akten 
haben die beiden ausgesagt, daß sie ihn 
nicht kennen — aber das OLG Hamm 
hat in zwei Beschlüssen die Forderung 
nach Überprüfung abgelehnt, sie wür- 
den lediglich über die Auslieferung in 


die CSFR entscheiden: 

»... der Verfolgte hat keinen An- 
spruch auf eine Verdachtsprüfung ... 
die Auslieferungshaft dauert fort ... 
mögliche Aussagen der anderweitig 
Verfolgten (d/k) können die Entschei- 
dung nicht beeinlussen .. < 

So wurde Mio also am 18.11.91 
ausgeliefert. 

Nachdem er 4 Monate dort in U-Haft 
war, ohne daß sich etwas tat, begann er 
am 3.2.92 einen Hungerstreik — nach 
einer gewissen Zeit wurde er ins Knast- 
krankenhaus nach Prag verlegt —, aber 
das verantwortliche Gericht dachte we- 
der daran, die Haftbedingungen zu ver- 
bessern, noch den Haftbefehl aufzuhe- 
ben — am 23.5.92 beendet er den 
Hungerstreik. 

Seine Briefe an Amnesty und den Eu- 
roparat/ Straßburg bewirkten nicht 
mehr als ein Bestätigungsschreiben. 

Zu den Haftbedingungen will ich 
noch ein kurzes Stück aus einem Brief 
vom 6.8.92 zitieren: 

»»... die Haftbedingungen, die sind 
einfach grausam. Ich bin in einer klei- 
nen Zelle zusammen mit noch 2 bis 3 


Bericht zu Aktivitäten für die Freiheit al- 
ler politischen Gefangenen in der BRD 
anläßlich einer Arbeitsbrigade auf Cuba 
im März 1993 


1. Worum es uns ging 

Im März waren wir auf einer Brigade in 
Cuba. In der BRD hatten wir überlegt, 
daß es gut wäre, über die politischen 
Gefangenen, ihre Situation und den 
Kampf für ihre Freiheit auf der Insel zu 
informieren und die Menschen und Or- 
ganisationen um internationale Solidari- 
tät zu bitten. 

Wir wollten auch wissen, wie der In- 
formationsstand zu politischen Kämp- 
fen bei uns und zu Existenz und Situa- 
tion von Gefangenen ist. Eine schriftli- 
che Kurzinformation auf spanisch hat- 
ten wir in vielen Kopien dabei. Die deut- 
sche Übersetzung lautet im Wortlaut: 


„— Information über politische Gefan- 
gene in der BRD. 
— In Deutschland gibt es über 30 politi- 
sche Gefangene. 
Anfang der 70er Jahre hat sich in Solida- 
rität mit den Kämpfen in Vietnam, Palä- 
stina und Lateinamerika eine antiimpe- 
rialistische Stadtguerilla gegründet. Sie 
hat u.a. bewaffnete Anschläge auf Mi- 
litäreinrichtungen der USA durchge- 
führt, Aktionen zur Befreiung von Ge- 
fangenen unternommen und Politiker 
und Kapitalisten erschossen. Der Staat 
nennt sie ‚Terroristen‘, hat mehrere ge- 
tötet und die anderen meist zu lebenslan- 
ger Haft verurteilt. 

Alle Gefangenen sitzen unter harten 
Bedingungen im Gefängnis. Vollstän- 


Gefangenen 24 Stunden eingesperrt. 
Das Licht brennt die ganze Nacht. 

Sport gibt es nicht, ich versuche etwas 
in der Zelle zu trainieren, aber die Mög- 
lichkeiten sind minimal. Die tägliche 
‚Freistunde‘ ist in einer kleinen Hunde- 
hütte, Fläche vielleicht 6m x 6m, 
und jede Zelle hat getrennt von den an- 
deren Zellen eine „Extra-Tour‘“. 

Duschen ist einmal pro Wochen. Ein- 
kaufen auch — ich kann für maximal 15 
DM einkaufen, bei den Preisen reicht es 
kaum für Tabak, Kaffee, Tee, Zucker. 
Selbstmord und -versuche sind hier an 
der Tagesordnung. Sie tun hier alles, 
um den Mensch im Menschen zu zerstö- 
ren. Zwar findest du auch mal einen Be- 
amten, der gegen die Repression ist, 
aber der kann nichts machen (oder ist 
nicht stark genug dafür). In der Zelle 
hast du keine Steckdose, die Toilette ist 
offen! Die Bücherei ist armselig, nicht 
viel mehr als Propagandaschriften. Es 
gibt hier keine — oder ich habe sie nicht 
bekommen — deutschen Bücher. Es ist 
wirklich so, daß ich mir so was früher 
nicht habe vorstellen können. 


Dann wird alles zensiert. Man weiß 
nicht, ist die Post weg oder nicht. Der 
Brief des Europarats aus Straßburg 
z.B. hat 45 Tage gedauert, bis ich ihn 
erhalten habe — und Besuch kann ich 
nur einen im Monat haben, 30 Minuten 


Ich fände es jedenfalls gut, wenn Mio 
unterstützt würde, indem sein Fall öf- 
fentlich gemacht wird, indem er Briefe 
erhält und indem an das Gericht in Pil- 
sen geschrieben wird mit der Aufforde- 
rung, Mio sofort freizulassen (oder so- 
fort die Haftbedingungen zu verändern 
und den Prozeß zubeginnen). _ 

Nobert Hofmeier, Knast Bochum. 29. 1.93 


Erst vor wenigen Tagen erhielten wir 
einen Brief von Mio, in dem er noch ein- 
mal dringend um Unterstützung bittet. 
Protestbriefe sollten an das höchste Ge- 
richt in der Tschechischen Republik ge- 
richtet werden. Die Adresse lautet: 
Vrchni Soud CR, Praha, Ceska Repub- 
lika. Post an Mio geht an: Miodrag 
Tesic, PS-330, 30630 Pilsen, CR — 
Ceska Republika. 


Jürgen Schneider, Anwalt von Sieglinde Hofmann, 
Gefangene aus der RAF, und Betsy Meerman 


“Tell your friends 


that they have a friend in Cuba .. “ 


dig isoliert oder nur mit 2 bis 3 anderen 
MitkämpferInnen zusammen, eine Ge- 
nossin ist schon 21 Jahre im Gefängnis. 
9 KämpferInnen sind in der Haft ums 
Leben gekommen. Für die Freiheit aller 
politischen Gefangenen und bis dahin 
ihre Zusammenlegung gibt es eine poli- 
tische Bewegung in der BRD. Auch De- 
legationen aus Puerto Rico und Nord- 
amerika, .der Tupamaros und der 
FMLN EI Salvador haben bei Besuchen 
im Gefängnis ihre Solidarität ausge- 
drückt. 

Wir fordern von der deutschen Regie- 
rung die Freilassung aller politischen 
Gefangenen und bis dahin ihre Zusam- 
menlegung“ 


Auf Cuba fiel uns dann auf, daß wir in 
diesem Text die Phase des Kampfes aus 
dem Frontzusammenhang nicht benannt 
hatten und viele Gefangenen aus dem 
antiimperialistischen Widerstand dort 
in dem Text keinen Platz fanden. Dies 
holten wir dann mündlich in der ‚‚Vor- 
stellung‘ nach. 

Einzeln und in einem gemeinsamen 
Gespräch haben wir auch mit den ande- 
ren BrigadistInnen über die Freiheit der 
Gefangenen gesprochen. 


2. Die Aktivitäten im einzelnen 
Erreicht haben wir mit schriftlicher In- 


formation und/oder Gesprächen: 

— eine Betriebszelle der kommunisti- 
schen Jugend in der Poliklinik von Pinar 
del Rio 

— die Gesellschaft für Völkerfreund- 
schaft (ICAP) 

— die ArbeitskollegInnen der Koopera- 
tive „IV. Parteitag‘ 

— SchülerInnen und LehrerInnen des 
Schulzentrums ‚Antonio Guiterra‘“ 

— Bezirksparteischule der KP Cubas 
(PCC) 

— Komitee zur Verteidigung der Revo- 
lution (CDR) in einer Neubauzone in 
Pinar del Rio 

— Redaktion der GRANMA in Havan- 
na (Organ der PCC) 

— Redakteurin der „Agencia Informa- 
tion National‘ (nationale Presseagen- 
tur) 

Bis auf das selbstorganisierte Ge- 
spräch mit der Nachrichtenagentur wa- 
ren alle anderen Kontakte im Rahmen 
des Besuchs- und Diskussionspro- 
gramms der Brigade. Wir haben — fast 
immer — als erstes Grüße von den Ge- 
fangenen/von Euch Gefangenen be- 
stellt und gesagt, daß das revolutionäre 
Cuba und sein Fortbestand ihnen/ Euch 
am Herzen liegt. Wir haben dann das 
spanischsprachige Info noch etwas er- 
läutert und überreicht und um Weiter- 
verbreitung auf Cuba gebeten und um 
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ihre internationalistische Solidarität für 
die Freiheit aller politischen Gefange- 
neninderBRD. 

Vorkenntnisse über die Existenz von 
politischen Gefangenen bei uns haben 
wir nirgendwo angetroffen. 

Die Reaktionen im einzelnen: 

Bei der Kommunistischen Jugend sa- 
Ben wir mit etwa einem Dutzend junger 
Ärztinnen zusammen, im Rahmen der 
Diskussion fragte eine cubanische Ge- 
nossin, wer von uns BrigadistInnen in 
der KP organisiert sei. Bei unseren Ant- 
worten — keine/keiner ist augenblick- 
lich in einer organisiert — ging es dann 
um das Vorstellen von autonomen Lin- 
ken, RAF und auch um politische Ge- 
fangene. Der Solidaritätsappell wurde 
mit Beifall angenommen. Sie wollen 
den Text auch ihrer Kreisleitung vorle- 
gen. „Wenn es nach uns geht, wäre kej- 
ner mehr im Gefängnis“, sagt ein jun- 
ger Arztgenosse beim Verabschieden. 

Im Schulzentrum, das nach einem 
ermordeten Freiheitskämpfer benannt 
ist, gaben uns die SchülerInnen ein klei- 
nes Fest mit Kultureinlagen. Danach 
stehen wir in einem Kreis zusammen. 
Die Schülerratsvorsitzende verliest den 
überreichten Text und bittet uns, alle 
Gefangenen von den SchülerInnen zu 

en. 

Die Dozentin der PCC-Bezirkspartei- 
schule will den Text unter ihren Schü- 
lern (Kader aus Partei, Jugendverband 
und gesellschaftlichen Organisationen) 
verbreiten und dann diskutieren, wie 
Solidarität möglich ist. Cuba habe auch 
viel Solidarität erhalten. 

Beim CDR wurde der Text auch ver- 
lesen. Die Gefangenen — sagt der Spre- 
cher — können der Solidarität dieser 
Zone des CDR sicher sein. Er wird das 
Info an seine Kreisleitung weitergeben. 

Die Redaktion der GRANMA zeigte 
Interesse an dem Text und am Inter- 
view. Dieses kam aber nicht zustande. 
Sie haben sich bereit erklärt, ihren Fax- 
anschluß für aktuelle Informationsüber- 
mittlung nach Cuba zur Verfügung zu 
stellen. 

Das Pressegespräch fand mit Marisol 
Ramirez vom Regionalbüro der In- 
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landsnachrichtenagentur statt. Diese be- 
liefert Presse, Rundfunk und Fernse- 
hen. Nach Einschätzung der Journali- 
stin — die freundlich war und echtes In- 
teresse hatte — wird das Radio berich- 
ten. Zeitungsartikel würde sie uns 
schicken oder faxen. 

Das Gespräch dauerte etwa 2 Stunden 
und ging um folgende Inhalte, wobei der 
überreichte Text die Grundlage war: 

— Sind 30 schon alle Gefangenen? 
— Welche Taten? 

— Haftbedingungen 

— Frauen im Knast 

— Wie fühlen sich die Gefangenen? 

Zu den ersten vier Fragen gaben wir 
der Journalistin die bekannten Informa- 
tionen. Bei der letzten Frage bestellten 
wir zunächst Grüße der Gefangenen / 
von Euch. Dann haben wir die Gefange- 
nenerklärung vom April 1992 erläutert 
und darauf hingewiesen, daß die Gefan- 
genen /Ihr ungebrochen sind / seid. 


3. Einschätzung 

Die kleine Aktion war gut und uns wich- 
tig. Wir haben nicht viele Menschen er- 
reicht, aber einige, die es weitererzäh- 
len können. Die Möglichkeit eröffnet 
uns, regelmäßige spanischsprachige In- 
fos zu faxen. Wir waren überrascht von 
der Unkenntnis der Situation bei uns, 
gleichzeitig war es ein Beitrag, mehr In- 
formationen zu geben und Austausch zu 
ermöglichen. Gut wäre es, wenn die 
Nachrichtenagenturmeldung ein Me- 
dienecho ermöglicht hat. Zur Zeit wis- 
sen wir das nicht. 


4. Ricardo 
Verabschiedung am Flughafen von Ri- 
cardo, unserem Busfahrer, der uns bei 
allen Besuchen und Aktivitäten gefah- 
ren hatte und immer überall dabei war. 
Er nimmt mich zur Seite und sagt auf 
englisch, er habe es immer gut gefun- 
den, wenn ich von den Gefangenen grü- 
Be und sage, daß das revolutionäre Cuba 
ihnen am Herzen liegt. Dann zum Ab- 
schluß: 

“Tell your friends that they have a 
friend in Cuba. His name ist Ricardo.“ 

Dann haben wir uns noch mal um- 
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armt. 

17.4.93 — Wer noch Fragen hat, wende sich 
an: Heinz-Jürgen Schneider, Rechtsanwalt, 
Dammtorstr. 33, 2000 Hamburg 36. 


Prozeßtermine 


Saarbrücken. Der Prozeß gegen Ursula 
Makilla wegen der Antifa-Schülerdemon- 
stration ist verschoben worden auf den 
17.Juni, 9 Uhr, Saal 121, Amtsgericht 
Saarbrücken, Franz-Josef-Röder-Str. 22. 
Prozeß gegen Ingrid Jakobsmeier 

Der Prozeß findet ab 15.6. jeden Diens- 
tag und Mittwoch statt, jeweils um 9 Uhr 
im Stammheimer Prozeßgebäude. Nach 
jedem Prozeßtag gibt es ein Prozeßcafe. 


Termine 


Hamburg. 9.6., 19 Uhr, HWP, Von- 
Melle-Park 8, Widerstand ist Menschen- 
recht — Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen!, (verschobene) Informations- 
und Diskussionsveranstaltung zur aktuel- 
len Situation der politischen Gefangenen 
in der BRD. Mit Beiträgen von: Besuche- 
ıInnen der Gefangenen; einer ehemali- 
gen Gefangenen aus der RAF; Jürgen 
Schneider (RA) zu den KronzeugInnen- 
verfahren; Ursula Ehrhardt (RAin) zu 
den langen Haftstrafen und der Frage der 
Mehrfachanrechnung der Isolationshaft- 
bedingungen; Prof. Dr. Karl-Heinz 
Schöneburg (angefragt), Potsdam, zu völ- 
kerrechtlichen Bindungen und der aktuel- 
len Diskussion um Menschenrechte. 
Stuttgart. 11.6., Uni, Keplerstr. 17, 19 
Uhr Veranstaltung zu G. Bögelein, 19 
Uhr Diavortrag über Sammellager und 
Widerstand dagegen, 21 Uhr Veranstal- 
tung zur Rolle der Justiz und ihr histori- 
sches Erbe, mit Thomas Thoene, Oliver 
Tolmein u.a. 

Stuttgart. 12.6., 12 Uhr, Antifa-Demo 
unter dem Motto: Den staatlichen und 
den alltäglichen Rassismus bekämpfen. 
Beginn Nähe Schloßplatz, 16 Uhr Fest. 


Spendenaufruf für das 
Konto der Angehörigen 


Wir wenden uns an alle Leserinnen und 
Leser unseres Angehörigen Info mit der 
Bitte um Spenden. Für die Versorgung 
einiger Gefangener, die krank sind, für 
den monatlichen Einkauf, Zeitschriften- 
und Zeitungsabos der Gefangenen usw. 
entstehen uns regelmäßig hohe Kosten. 
Wir brauchen auch dringend Geld für die 
jetzt anstehenden neuen Prozesse gegen 
Gefangene aus der RAF. 

Spendet bitte auf das Konto (neue Bank- 
verbindung!): 


Sonderkonto Kiener, Landesgirokasse Stuit- 
gart, BLZ 60050101, Konto-Nr. 5454 194. 


Redaktionsschluß für die nächste Aus- 
gabe: 11. 6. 1993 


